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In Sachen

_Verkündet

am 110 Juni 1959 Klägere und Revisionsklägers,

Prozeßbevollmächti■tet

gegen

Beklagten und Revisionsbeklagten,

hat der 11° Senat des Bundessozialgerichts

auf die mündliche Verhandlung vom 110 Juni 1959

an der mitgewirkt haben

Senatspräside■t

_
als Vorsitzender,

_ V _
Bundesrichter

. _
' f ' und

Bundésrichter .} ' If

als
weitere Berufsrichter‚

BundessozialriChter _j „-> ' ‚' und?
BundessozialriChtcr "' > ' ' " ""

als ehrenamtliche Beisitzer,

\

für Recht erkannt:

Das Urteil des Bayerischen Landessozialgericht$

vom 5° Dezember 1956 wird aufgehoben; die "

Sache wird zur erneuten Verhandlung und Entä?

scheiüung an das L&nüessczialgericht zurück;

verwiesenc
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Durch BesCheid vom 240 März 1951 erkannte das Versorgungsamt

Nürnberg bei dem Kläger

1o Verlust des red1ten Oberarms im oberen Drittel,

2° Schädigung des oberen Armplexue links nach

Schulterzerrung links mit Muskelathrophie

linker Oberarm9

5D Schwerhörigkeit links

als Schüdi gungssfolgen nach dem Bayerischen Gesetz über

Leistungen an Körperbes chädigte (KBLG) vom 26 März 1947
en; es gewäh1te ihm eine Rente nach einer Minderung der

Erwerbsfähigkeit (MdEo) um 90 v‚H;, jedoch nicht Pflege—
geld; durch einen weiteren Bescheid vom 24° März 1951 wurden

die Versorgungsbezüge des Klägers nach dem Bundesversorgungs-

gesetz (BVG) in derselben Weise festgestellt; die Pflege—

zulage,nach dem BVG wurde ebenfalls abgelehnt° Auf die Be—

rufung des Klägers verurteilte das Oberversicherungsemt

Nürnberg am 15° September 1952 den Beklagten, dem Kläger'

für die Zeit vom lc Februar 1947 bis zum 50° September 1950.

Pflegegeld nach Stufe A in Höhe von monatlich 20,—- DM und;

vom 1„ Oktober 1950 an
?flégezulege in Höhe von monatlich

50,?— DM zu gewähren° Hiergegen legte der Beklagte Rekursl

beim Bayerischen Landesversicherungsamt ein, er begehrte

die Aufhebung des Urteils insoweit, als dem Kläger ab„
„

10 Oktober 1950 Pflegezulage zugebilligt worden wari'Der Re—

'kurs ging em'l Januar 1954 als Berufung auf das BayeriäChe

Landessozialgericht (LSG ) über„ Das LSG hob durch Urteil

vom 5 Dezember 1956 das Urteil des Oberversicherungsamts'

Nürnberg vom
150 September 1952 auf, ‚soweit es die Pflege—

zulage für die Zeit vom l° Oktober 1950 an betraf, und wies

’ die Klage ab: Der Kläger sei nicht hilflos im Sinne des 5 55
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...}—

Abs° 1 BVG; der Chefarzt des Kreiekrankenhaueee Uffenheim

habe zwar die Ansicht vertreten‚ es bestehe_— neben dem

Verlust des rechten Armee — eine erhebliche Behinderung

des linken Armee und der linken Hand, so daß der Kläger

in erheblichem Umfange dauernd fremder Hilfe bedürfe7 er
habe jedoch eine ergänzende neurologische Untersuchung

für notwendig gehalten; die neurologische Untersuchung

in der Nervenklinik der Universität Würzburg habe nach

dem Gutachten vom 25„ Auguet_1955 ergeben„ daß bei dem

Kläger nicht, vie bisher angenommen wurde, eine Schädi—

gung des oberen Armplexus, sondern eine Lähmung des

Serratusmuskels vorliege, dieser Muskel diene zur Fixie—

rung des Schulterblattes{ er sei vor allem zum Heben des

Armes notwendig; bei der demonstrierten Schwäche der Arm—

'muskeln handele es sich um eine psychogene Störung, der

Kläger sei wegen des Verlustes des rechten Armee nicht

so hilflos9 daß er ohne fremde Hilfe und Wartung nicht

bestehen könne; dabei handele es sich um eine Äußerung

von maßgebender medizinischer Seite; auch aus der Tätig—
keit des Klägers als Ualdaufseher ergebe sich, daß er

nicht dauernd fremder Hilfe bedürfe°

Die Revision ließ das LSG° zu: es handele sich um einen

Grenzfall, bei dem zu-prüfen sei, ob teilweise Hilf—

losigkeit die Gewährung einer Teilpflegezulage zulasse°

Das Urteil wurde dem Kläger am 24° Januar 1957 zuge-
stellt° Am 8c Februar 1957 legte er Revision ein und
beantragte9 '

das Urteil des Bayerischen LSG° vom 5; Dezember
1956 aufzuheben und die Berufung des Beklagten‘q

gegen das Urteil des Obervereicherungeamts Nürn—

berg vom 15° September 1952 Zurück2uweisen‚

hilfsweisey' }

die Sache zur erneuten Verhandlung und Entechei-Hl

dung an das Bayerische LSG° zurückzuverweiscnc
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Zugleich begründete er die Revision:

Das LSG° habe den Begriff der Hilflosigkeit im Sinne von
5 35 BVG verkannt; das Gesetz unterscheide nicht‚ wie es das

LSG„ getan habe, zwischen einer teilweisen und einer völligen

Hilflosigkeit; der Begriff der Hilflosigkeit sei in den Ver—
Waltungsvorschriften zu 5 35 BVG erläutert, danach sei der

Kläger hilflos; bei Prüfung dieser Frage habe sich das LSGo

nicht auf die Ansicht der medizinischen Sachverständigen ver—
lasSen dürfen; zwar könnten aus einem ärztlichen Gutachten

wichtige Anhaltspunkte für die Beurteilung der Hilflosigkeit

entnommen werden, jedoch werde das Gericht dadurch von seiner

Pflicht, eigene Feststellungen zu treffen9 nicht befreit; die

Tatsache9 daß der Kläger Waldaufseher sei‚ reiche jedenfalfe

zur Verneinung der Hilflosigkeit nicht aus° ‘

Der Beklagte beantragte9

die Revision zurückzuweisen°

II

Die Revision ist zugelassen (5 162 Abs° 1 Nr„ 1 SoZialgerichts—

gesetz - see _)‚ 'DerKläger hat sie form—und fristgerecht ein—_'
gelegt und begründet; sie ist sonach zulässig. Die Revision ist_

auch begründet°

l° Zunächst ist von Amts wegen zu prüfen‚ ob das LSG° die

Berufung des Klägers zu Recht als statthaft angesehen

hat„ Die Berufung ist nicht nach @ 148 Nr° 3 SGG aus;

geschlossen gewesen (vgl° BSG„ 3 S° 271; BSG. 8 S. 130

£i3g7)‚ Das Urteil im ersten Rechtszuge betrifft nicht.
die "Egäfeststellung der Versorgungsbezügé wegen Änderung

der Verhältnisse", es betrifft vielmehr die Eggtfest—
stellung der Pflegezulege nach dem BVG. Ein früherer ‘l

'
Bescheid, in dem erkennbar — bejahend oder vorneinend —
über die Pflegezulage entséhieden werden ist, hat nicht

vorgelegen° Die Berufung ist deshalb statthaft gewesen.
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Nach 9 35 BVG wird eine Pflegezulage gewährt, so-
lange der Béschödigte infolge der Schädigung so
hilflos ist9 daß er nicht ohne fremde Wartung und

?flege bestehen kann. "Hilflos" ist derjenige Be—
sehädigte, der für die gewöhnlichen und regelmäßig

wiederkehrenden Verrichtungen im Ablauf des täglichen

Lebens, also nicht nur für einzelne Verrichtungen9

ganz oder in erheblichem Umfange fremder hilfe

auernd bedarf; dabei ist nicht erforderlich} daß

ie Hilfe tatsächlich fortwährend geleistet wird,

:: genügt, daß die Hilfskraft ständig in Bereit—
schaft sein muß (BSG° 8 S„ 97 1527 mit weiteren
Hinweisen). Das LSG° hat dies zwar nicht verkannt,

seine tatsächlichen Feststellungen reichen jedoch

für die Beurteilung der Frage, ob der Kläger hilf—

los ist‚ nicht auso

Das LSG„ hat sich im wesentlichen auf das Gut—

achten des.Chefarztes des Kreiskrankenhauses

Uffenheim vom 14 März 1955 und auf das Gutachten

der Ärzte der Nervenklinik‘ ■ürzburg vom 25° August

1955 gestützt° Der Chefarzt des Kreiskrankenhauseo

Uffenheim hat die Ansicht vertreten, der Kläger be—

dürfe wegen Behinderung des linken Armee und der

linken Hand "in erheblichem Umfange" dauernd freme

der Hilfe; die Ärzte der Nervenklini Würzburg

haben demgegenüber angenommen, bei der demonstrierten

Schwäche der Armmuskeln handele es sich um eine

psychogene Störung, der Klöager sei wegen des Ver-

»lustes des rechten Armes und der Bewegungsbehinde—

rung des linken Armee nicht so hilflos9 daß er
ohne fremde Hilfe und\%wtung nicht bestehen könne;

für einzelne Verrichtungen, bei denen man zwei Hände

brauche und bei denen eine Hebung des Armes über die

Wäagerechte erforderlich sei, sowie beim Tragen und
Stemmen von Lasten auf der Schulter brauche er aber

fremde Hilfe; die Hilfe müsse jedoch nicht jeder—

zeit zur Stelle sein. Diese ärztlichen Äußerungen
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reichen nicht aus, um beurteilen zu können, ob der Kläger hilf—

los im Sinne des 5 35 Abs, 1 BVG ist° Ob ein Zustand der Hilf—

losigkeit besteht, ist eine Tatfrage, die nicht allein nach den

ärztlichen Schlußfolgerungen beantwortet werden darf; diese

Frage ist vielmehr auf Grund der allgemeinen Lebenserfahrung

unter Berücksichtigung aller in Betracht kommenden Umstände

des einzelnen Falles zu entscheiden; die Unterordnung der fest—

gestellten Tatsachen unter den Begriff des Gesetzes betrifft

die rechtlichen Schlußfolgerungen, die vom Gericht vorzunehmen

. sind (vgl° BSG,8 3° 97 ff, 5372.13as LSG, hat nicht festge—
stellt, welche Verrichtungen des täglichen Lebens im einzelnen

der Kläger wegen der Behinderung seines linken Armee — unter

Berücksichtigung der Tatsache, daß der rechte Arm ahputiert ist —
‚nicht allein verrichten kann° Das LSG, hätte feststellen müssen,

ob der Kläger in der Lage ist, z,B° sich allein an— und auszu—

kleiden, die Speisen zu zerkleinern und zu sich zu nehmen, sich

zu waschen, sich zu rasieren, die Notdurft zu verrichten, denn,

'hierbei handelt es sich um die tatsächlich regelmäßig wieder—
kehrenden und notwendigen Verrichtungen des täglichen Lebens,

die wichtig sind, wenn zu entscheiden ist, ob ein im Gebrauch

_
seiner Arme behinderter Beschädigter einen Anspruch auf Pflege—

zulage hat, Der ärztliche Befund, daß der Kläger den linken Arm

bis zur Waagerechten erheben kann, reicht insoweit nicht aus,

Dem LSG, kann auch nicht darin gefolgt werden, daß sich aus der

Tätigkeit des Klägers als Waldaufseher ohne weiteres ergebé, daßf

er nicht dauernd fremder Hilfe bedürfe; das LSG° hat nicht fest-

gestellt, welche Aufgaben im einzelnen der Kläger als Waldaufe ;

scher zu
erfüllen hat, es hat aus dieser Tätigkeitsbezeichnung}

nicht ohne weiteres schließen dürfen, er sei nicht hilflos im
‚Sinne von 5 35 BVG; Hilflosigkeit kann auch gegeben sein, wennf

ein Beschädigter einer Beschäftigung nachgeht V “ ' ' >

Unter diesen Umständen hat der Kläger
mit Recht gérügt, das LSG°

habe seiner Pflicht, den Sachverhalt aufzuklären (5 103 SGG),

nicht voll genügt und es habe nicht das Gesamtergebnis des vé£L;

fahreng gewürdigt (@ 128 SGG); die Feststellungen des LSG sind,

daher für das Bundessozialgericht nicht bindend (@ 163 SGG)„‘ }

ist möglich, daß das LSG„ wenn es den Sachverhalt vollständing
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aufklärt, zu einem anderen Ergebnis kommt; das ange—

fochtene Urteil ist daher aufzuheben; da die tatsäch—

lichen Feststellungen9 die bi■her vorliegen9 eine Ent—

scheidung nicht zulassen„ ist die Suche zur erneuten

Verhandlung und Entscheidung an das LSG„ zurückzuver—

weisen (5.170 Abs„ 2 Satz 2 SGG)c

Die Kostenentseheidung bleibt äem Schlußurteil vorbe—

halten°
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